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Drucksache Vl/1391 


Der Bundesminister 
für 

Jugend, Familie und Gesundheit 

- Z5 - 


Bonn-Bad Godesberg 1, den 5. November 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wohnsituation der Studenten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Probst, Dr. Riedl 
(München), Geisenhofer, Roser, Dr. Schneider (Nürn- 
berg), Dr. Kreile, Niegel und Genossen 
- Drucksache VI/1285 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen wie folgt: 


1. Verfügt die Bundesregierung über Unterlagen zur Wohnsitua- 
tion der Studenten in der Bundesrepublik Deutschland, und ist 
die Bundesregierung in der Lage, die Wohnsituation der Studen- 
ten, aufgeschlüsselt nach verheirateten und unverheirateten 
Studenten, nach ihrer Unterbringung 

a) zu Hause oder sonst kostenlos, 

b) möbliert zur Untermiete, 

c) in Wohnheimen, 

d) in eigenen Wohnungen, 

e) in Wohngemeinschaften von Studenten, 
darzustellen? 

Welche Miete muß hierfür an den verschiedenen Studienorten 
aufgewendet werden? 


Nach einer zuletzt im Jahre 1968 vom Deutschen Studentenwerk 
durchgeführten, im November 1969 veröffentlichten Erhebung 
über das soziale Bild der Studentenschaft ergibt sich nach Art 
der Unterbringung folgende Übersicht; 
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led. Stud. 

verh. Stud 

a) 2 H 1 Hause oder sonst kostenlos 

26,9 Vo 

6,0 «/o 

b) möbliert zur Untermiete 

43,1 »/o 

21,0 Vo 

c) in Wohnheimen 

13,9 «/o 

5,0 ®/o 

d) in eigenen Wohnungen 

13,0 »/o 

66,0 »/o 

e) in Wohngemeinschaften 

Der Anteil der in Wohn- 


für Studenten gemeinschaften leben- 

den Studenten fällt pro- 
zentual nicht ins Ge- 
wicht. 

Diese Zahlen wurden durch Einzelumfragen bestätigt. 

Die Höhe der Mieten richtet sich nach der Lage und der Aus- 
stattung des Zimmers. Es können nur jeweils Durchschnitts- 
werte angegeben werden. In Studentenwohnheimen beträgt die 
Miete durchschnittlich 100 DM. Bei privaten Unterbringungen 
müssen durchschnittlich 100 bis 120 DM als Miete gezahlt wer- 
den; in Orten mit besonders angespanntem Wohnungsmarkt 
- wie München und Köln - liegen die Sätze zum Teil nicht 
unerheblich über diesem Durchschnittswert. 

Studentenehepaare zahlen, soweit sie nicht in Wohnheimen 
wohnen, die am Ort übliche Miete. 


2. Wie viele Wohnheimplätze waren 1965 vorhanden, und wie 
viele Wohnheimplätze wurden seit 1965 gefördert? 

Im Jahre 1965 waren im Bundesgebiet und Westberlin insge- 
samt 36 062 Plätze vorhanden. Seitdem sind 25 366 Wohnplätze 
gefördert worden, von denen sich noch 4 294 im Bau befinden. 
Derzeit stehen rd. 57 000 Wohnheimplätze zur Verfügung. In 
dieser Zahl sind die in beschränktem Umfang vorhandenen 
Wohnmöglichkeiten in verbindungseigenen Häusern nicht 
erfaßt. 


3. Welche Relation zwischen Studienplätzen und Wohnheimplätzen 
für Studenten besteht derzeit, und welche Relation sieht die 
Bundesregierung an den einzelnen Studienorten als erstrebens- 
wert an? 


Von den 475 600 an wissenschaftlichen Hochschulen und Fach- 
hochschulen Studierenden (Stand; 1969) können 12,0 Vo Auf- 
nahme in Wohnheimen finden. Diese Quote kann nicht als aus- 
reichend angesehen werden. Die Bundesregierung ist daher 
bereit, die im Düsseldorfer Wohnheimplan aufgestellte Forde- 
rung, für etwa 30 ^/o Studierende Plätze in Wohnheimen zu 
schaffen, als generelle Richtschnur für einen verstärkten Stu- 
dentenwohnraumbau zu nehmen. 
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4. Welche finanziellen Aufwendungen sind für die Errichtung 
einer notwendigen Zahl von Wohnheimplätzen erforderlich, und 
wie verteilen sich diese Kosten anteilmäßig auf den Bund, die 
einzelnen Länder und die Träger der Wohnheime? 


Wenn für 30 Vo der Studierenden Wohnraum in Wohnheimen 
geschaffen werden soll, sind bei einer Entwicklung der Studen- 
tenzahl von 680 000 im Jahre 1975 auf rund 1 Mio Studierende 
Anfang der 80er Jahre bis zum Jahre 1980 insgesamt 300 000 
Wohnheimplätze bereitzustellen. Unter Berücksichtigung der 
derzeit vorhandenen und noch im Bau befindlichen Plätze wären 
somit noch rund 240 000 Plätze zu schaffen, die bei durchschnitt- 
lichen Kosten von zur Zeit 25 000 DM/Platz einen Gesamtauf- 
wand von 6,0 Milliarden DM erfordern werden. 

Bei der augenblicklichen maßgebenden Finanzierung würde sich 
dieser Kostenaufwand wie folgt verteilen: 

Bund 40,0 «/o 2,4 Mrd. DM 

Länder 40,0 ®/o 2,4 Mrd. DM 

Träger 20,0% 1,2 Mrd. DM 

An den Gesamtkosten beteiligen sich Bund und Länder jeweils 
mit verlorenen Zuschüssen aus Jugendplanmitteln und Darlehen 
des sozialen Wohnungsbaues. Mit den Mitteln aus den Jugend- 
plänen können jeweils bis zu 33V8®/o der angemessenen Ge- 
samtkosten des Bauvorhabens finanziert werden. 


5. Welche sonstigen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um 
die offenbar stets schwieriger werdende Situation bei der Neu- 
errichtung von Wohnheimen zu erleichtern? 


Die Bundesregierung erwägt, ob der Studentenwohnheimbau 
auf eine neue Grundlage gestellt und in die Gemeinschaftsauf- 
gabe nach dem Hochschulbauförderungsgesetz einbezogen wer- 
den soll. Dies hätte zur Folge, daß sich Bund und Länder künftig 
grundsätzlich je zur Hälfte an der Finanzierung der Gesamt- 
kosten von Studentenwohnheimen beteiligen würden. Dieser 
Satz vermindert sich um die Beträge, die der Bauherr ggf. auf 
dem Kapitalmarkt aufnimmt oder als Eigenleistung selbst auf- 
bringt. 

Bei der augenblicklich maßgebenden Finanzierung würde sich 
Anfang der 80er Jahre vom Bund und von den Ländern je bis 
zu 3 Mrd. DM zur Verfügung gestellt werden. 

über die Einbeziehung der Finanzierung des Studentenwohn- 
heimbaues in die Gemeinschafts auf gaben nach dem Hochschul- 
bauförderungsgesetz würde die Möglichkeit eröffnet werden, 
die Planungen von Studienplätzen und Wohnheimplätzen ver- 
stärkt überregional zu koordinieren und dadurch noch mehr zu 
rationalisieren. 
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Der Planungsausschuß für den Hochschuibau hat eine Arbeits- 
gruppe eingesetzt, die die Voraussetzungen prüfen soll, unter 
denen die Einbeziehung der Rahmenplanung und Finanzierung 
des Studentenwohnheimbaues in die Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau erfolgen kann. 

Käte Strobel 
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